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Beiblatt zur :Parlamentslcl)"I'rs,s uondenz 0 -_ ..... _-~_ ..... ---,- 270llugust 1949, 

In Beantwortung einer Anfrage der Abg o A i g n e r und Genossen. 

betreffend das Vermögen des ehemaligE.n Deutschen Alpenyereins, teilt 

Bundesminister für VermCSgenssicherung und Wirtschafts planung Doktor 

K rau 1 a n ~ mit, 

Es ist richtig, dass der vom Bundesuinisterium für Vermögens sicherung 

und Wirtschaftsplanung für die Schutzhäuser Cl.e:r- nlchtösterreiohischen 

Sektionen des ehemaligen deutschen Alpenvereines eingesetzte Verwalter 

den Mitgliedern des "Alpenvereines", der seinen Si-tz in Innsbruok hat, 

Gebührenermässigungen auf den besagten Schutzb.äul:~ern gewährte. Es muss 

jedoch darauf hingewiesen werden, dass deliVerwalter erst seit Ende 1947, .. 
also praktisch für das Jahr 1948 als von mü' bestell tel' Verwalter fun-

gierte. Die vorhergehende Zeit handelte er im auftrage der Besatzungs­

macht, bzw. der Landesregierung. Dia Eeträge, um welche sich die Einnah­

men der Schuthhäuser durch die Gebtihrenermiisej g-u.ngen im Jahre 1948 

(soheinbar) verringerten (1948e 69.933 S), wurden aber dam Verwalter 

der Sc:hutzhäuser in der V/eise vergütet, daos der .Alpenverein das aus, 

der Verwaltung in den Jahren 1945 bis 1946 resultj.erende j in jed.em 

Falle unvermeidlich gewesene Defizit von S 319,45a~ 16 (im Jahre 1948 

von S 208 .. 705,49 ) vorsohussweise gedeckt und sich damit einverstanden 

erklärt hat, dass der GesemtbetI'ag~ der den besa&ten Ermässigungen im 

Jahre 1948 ent~pricht, d.1" 69.9'3 S, auf jene Forderun.g des Vereines 

von S 319~45~,16 angerechnet wird" Die Gebührenermässigllllgen selbst 
. . 

waren aber ein Mittel, um die BesucherfreCiuenz wesentlich zu erhBhen. 

Es ist also nicht richtig7 d~ss die für die Instandsetzung der Schutz­

häuser erforderlichen Jmsgaben infolge der Gebührenermässigung 

nioht gedeckt werde:i.·. J1:om.~ten., sond.ern es war über den durch die Gebä.1.Xen-· 

ermäsaigung entgangenen Betrag nach den obigen Ausführungen eine weit 

höhere Summe zur Instandsetzung notwendig~ l1usserdem ist der durch die 

Gebührenermässigung entstandel.i.9 Fohlbetrag d'.lrch die Bereitwilligkeit 

des Alpenvereines, diesen Betrag s:i.ch nuf seine Forderungen anrechnen 

zu lassen, gar nicht entgangen~ Di.s·z (; P..:.G21·.~.n[ zt""ll te vielmehr 
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eine lvlassnahme dar, dt:.l'ch die der Verwal~er der Schutzhäuser in den 

Besitz jener Mittel gela:ngte~ deren er zur Erhaltung des Hüttenbestandes 

bedurfte8 

Zu 'der Frage, ob ich bereit bin~ die' Verl'Jaltung in. der bei solchen 

VermCSgen üblichen Art einzuricht en, und falls der d~rzei tige Verwal t,er 

hiezu nicht fähig sein sollte, ihn durch eine geeignete Person zu ersetzen, 

führe ich an, das~ dieses Vermögon dadurch in derbestmöglioben und ent­

spreohendeten Weise, damit auch in keiner von der bisherigen Art der Ver-
t 

wal tung solcher -VermCSgen abweichenden Art verwaltet wird, dass der ,Alpen-. , ' 

verein auf Grund der von ihm beigesteuerten beträchtlichen finanziellen 

Hilfsmittel im Hinbliok auf seine Leistungen eine ,soheinbar bevorzugte 

Bel1andlung seiner l\U.tglieder rechtfertigen kann. Au.sserdem ist daduroh, 

dass die durch die Gewährung von Begünstigungen entgangenen Beträge dur~h 

die Bereitwilligkeitserklärung, sich diese Beträge aufreQhnen zu lassen, 

di eeescheinbare:Begtinstigu.ng w'J.eder aufgehoben. 

Damit ist aber auch die zweite Frage, ob ich bereit Wäre, geeigneto ' 

Maesnahmen zu treften, dass jede BevorZUgUng eines . einzelnen Vereines 

bei der Benützung der Schutzhütten ausgesche.l tet werde, beamtrwortet,. der, 

die Bevorzugung ist nur eine scheinbare, weil die den einzelnen Mitgliedern 

gewährte Begünstigung durch die Anrechnung diese~Beträge auf die durch die 

gewährte finanzielleHilfegestüt'zte Forderung wieder ausgeglichen ist. 

Der Entzug dieser somit av_sgeglichenen Begünstigungen für die Mit­

glieder des Alpenverefnes wäre gleichbedeutend mi·~ der Ausschaltung der 

finanziellen Hilfe und dar intensiven lf.i tarbeit, die der Alpenverein dem 

Verwalter der Schutzhäuser auch wei terhill angeoeihenzu iassen ber.eit 

wäre. Dieser Hilfe und Mitarbeitkönn"tcaber die Verwaltung nur dann ent ... 

raten, wenn ihr von dritter Seite ein ausreichender 'Ersatz gebotenwü~de. 

Seitens meines Bundesministeriums ,wird seit längerer Zeit mit den 
interessierten. Kreisen über die Möglichkeit einos Ausweges verhandelt" 
Laut aes VOm Verwalter beigebrachten Voranschlages fÜr 1949 wird siohin­
folgederwei teren notwendigen Ileparaturen ainn e u e r Abgang von ca. 
400.000, Sergeben. Gegenwärtig werden durch die örtlichen Baubeht5r4ell ,Er­
hebungen gepflogen, auf' Gru,nd welch~l~ das. Erfordernis für 1949 sodann ' 
richtiggestellt werden wird~ Von den r;rgebnissen dieser Erhebungen werden 
die wei terenFinanzieruugsmaSSllD.hmen und dF,d!d. t auch die a,egelung der Er-
mäseigungsfrage abhängig gerJach~ w~rc1(?n int!ssen. . , '. 

Ais bekannt darf vora'l'Lse;esetztvlerden] 'dass die Schutzhäuser inden 
Hoohalpenregionen nur in seI tE):r.e~'l i.usnathl'lefällen aus eigenen Erträg-
nissen erhalten werden können unO. in dG~ Mehrzahl der Fälle als sogenannte 
Zuschuseobjekte auf namhafte jährliohe E~~haltungsbei träge seitens der 
Zweigvereine und des :Dachverbandes angewiesen sij,1d. 

-Q-~-'-~-~-~-.-O-.. 
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